
Lageplan / Lage des Plangebietes: ohne Maßstab

2.2  Geschoßfläche (§ 16 BauNVO) 

       2.2.1  Für den mit SO 1 gekennzeichneten Bereich wird die zulässige 
                 Geschoßfläche auf 70.000 m² festgesetzt.

       2.2.2  Für den mit SO 3 gekennzeichneten Bereich wird die zulässige 
                 Geschoßfläche auf 20.000 m² festgesetzt.

       2.2.3  Für den mit SO 4 gekennzeichneten Bereich wird die zulässige 
                 Geschoßfläche auf 55.000 m² festgesetzt.

2.3  Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 18 Abs. 1 
       BauNVO)

       2.3.1  Für das gesamte Sondergebiet wird die Höhe der baulichen Anlagen
                 als deren Oberkante auf bis zu 12 m festgesetzt; gemessen ab 
                 mittlerer Höhe der nächstgelegenen Erschließungsstraße in deren 
                 Endausbauzustand. Die zulässige Höhe von 12 m darf für Dachauf-
                 bauten und untergeordnete Nebenanlagen auf bis zu 20 %  der 
                 Fläche der baulichen Anlagen je Grundstück überschritten werden, 
                 höchstens jedoch bis zu einer Höhe von 17 m; gemessen ab mittlerer
                 Höhe der nächstgelegenen Erschließungsstraße in deren Endaus-
                 bauzustand. Besondere Tragkonstruktionen (Pylone o. ä.) sind unter 
                 Beachtung der Hindernisfreiheit des Verkehrslandeplatzes Zwei-
                 brücken (Bauschutzbereich) auch darüber hinausragend zulässig. 

       2.3.2  In dem mit SO 1 gekennzeichneten Bereich darf die zulässige Höhe 
                 von bis zu 12 m für bauliche Anlagen als deren Oberkante auf bis zu
                 1 % der Fläche des Baugrundstücks im Sinne des § 19 Abs. 3 
                 BauNVO überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Höhe 
                 von 30 m; gemessen ab mittlerer Höhe der nächstgelegenen 
                 Erschließungsstraße in deren Endausbauzustand. 

       2.3.3  Für den mit SO 3 in der Planzeichnung gekennzeichneten Bereich
                 wird die Höhe der baulichen Anlagen als deren Oberkante auf bis 
                 zu 30 m festgesetzt, gemessen ab mittlerer Höhe der nächstgele-
                 genen Erschließungsstraße in deren Endausbauzustand; besondere
                 Tragkonstruktionen (Pylone o. ä.) sind unter Beachtung der Hindernis-
                 freiheit des Verkehrslandeplatzes Zweibrücken (Bauschutzbereich) 
                 auch darüber hinausragend zulässig. 

       2.3.4  In dem mit SO 4 gekennzeichneten Bereich darf die zulässige Höhe 
                 von bis zu 12 m für bauliche Anlagen als deren Oberkante auf bis zu
                 2 % der Fläche des Baugrundstücks im Sinne des § 19 Abs. 3 
                 BauNVO überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Höhe 
                 von 30 m; gemessen ab mittlerer Höhe der nächstgelegenen Er-
                 schließungsstraße in deren Endausbauzustand.
 
3     Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
       Im Bebauungsplangebiet sind Stellplätze und Garagen nur innerhalb der
       überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

4     Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
       Die Straßenverkehrsflächen sind in der Planzeichnung durch 
       Straßenbegrenzungslinien von den übrigen Flächen abgegrenzt.

5     Grünordnerische und landespflegerische Festsetzungen

5.1  Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
       (§ 9 Abs.1 Nr. 25 a) BauGB) sowie Bindungen für die Erhaltung von 
       Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b)
       BauGB)

       5.1.1  Innerhalb der als Sondergebiet festgesetzten Flächen sind minde-
                 stens 20 % der jeweiligen Grundstücke von Bodenversiegelungen 
                 freizuhalten und zu begrünen, sofern im Folgenden nichts anderes 
                 festgesetzt ist. 

       5.1.2  Innerhalb der als Sondergebiet festgesetzten Flächen ist pro ange- 
                 fangene 6 Stellplätze jeweils ein hochstämmiger, großkroniger, 
                 standortgerechter Laubbaum in mindestens 3 x v-Qualität gemäß der 
                 festgesetzten Vorschlagliste "Pflanzen" (siehe unter Nr. 9) neu zu 
                 pflanzen und zu unterhalten, wobei die Anpflanzung auch in Gruppen
                 vorgenommen werden kann. Ausfälle sind gleichwertig zu ersetzen. 
                 Der Erhalt bestehender Bäume ist entsprechend anzurechnen. Es 
                 ist je Baum eine Pflanzscheibe von mindestens 4 m² in der Regel 
                 unversiegelt zu belassen und zu begrünen.

       5.1.3  Innerhalb der mit "P 4" gekennzeichneten Flächen sind die be-
                 stehenden Pflanzungen und Vegetationsbestände zu erhalten. 
                 Ausfälle, insbesondere von Gehölzen, sind entsprechend zu ersetzen.

5.2  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
       und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 1 
       Nr. 25 a) BauGB)

       5.2.1  Auf den mit "P 1" gekennzeichneten Flächen sind folgende Pflan-
                 zungen gemäß der festgesetzten Vorschlagliste "Pflanzen" (siehe 
                 unter Nr. 9) neu anzulegen und zu unterhalten:

                 -  Auf insgesamt mindestens 25 % der Länge der Flächen "P 1" sind
                    durchgehende Gehölzstreifen und Gehölzgruppen zu pflanzen. In 
                    diesem Bereich ist mindestens je 20 m Länge ein großkroniger, 
                    standortgerechter Laubbaum in mindestens 3 x v-Qualität, an-     
                    sonsten Sträucher und Bäume in mindestens 10 m Breite und in 
                    einer Pflanzdichte von im Mittel etwa 1 Pflanze pro 2 m² zu pflanzen. 

                    Die Pflanzungen können nach Bedarf in Abschnitte gegliedert und 
                    unterbrochen werden, um in Abstimmung mit der angrenzenden 
                    Bebauung Blickbeziehungen zu erhalten.

                 -  Auf insgesamt mindestens 15 %  der Länge der Flächen "P 1"  sind 
                    lockere Gehölzpflanzungen in einer Breite von mindestens 10 m und
                    einer Dichte von im Mittel etwa 1 Pflanze pro 4 m² zu pflanzen. Die 
                    Pflanzungen sind in Gruppen und Teilabschnitten zu verdichten.

                Die verbleibenden Flächen sind durch Wieseneinsaat zu begrünen 
                oder der natürlichen Sukzession zu überlassen oder durch weitere 
                Gehölzpflanzungen zu bepflanzen. 

                Die mit "P 1" gekennzeichneten Flächen können über die öffentliche
                Erschließung hinaus an maximal 2 Stellen durch je eine bis zu 10 m 
                breite Öffnung zur Anbindung sich östlich anschließender Baugebiete 
                unterbrochen werden.
 
       5.2.2  In den mit "P 2" gekennzeichneten Flächen sind folgende Pflan-
                 zungen gemäß der festgesetzten Vorschlagliste "Pflanzen" (siehe 
                 unter Nr. 9) neu anzulegen und zu unterhalten:
                
                 -  Auf insgesamt mindestens 25 %  der Länge der Flächen "P 2" sind 
                    Einzelbäume, Baumgruppen und sonstige Gehölzstreifen zu 
                    pflanzen. In diesem Bereich ist mindestens je 20 m Länge ein 
                    großkroniger, standortgerechter Laubbaum in mindestens 3 x v-
                    Qualität, ansonsten Sträucher und Bäume als Streifen und 
                    Gruppen bzw. Inseln mit mindestens 5 m Breite zu pflanzen. 
                    Pflanzungen können nach Bedarf in Abschnitte gegliedert und 
                    unterbrochen werden, um in Abstimmung mit der angrenzenden 
                    Bebauung Blickbeziehungen zu erhalten. 
  

                 Die verbleibenden Flächen sind durch Wieseneinsaat zu begrünen 
                 oder der natürlichen Sukzession zu überlassen oder durch weitere 
                 Gehölzpflanzungen zu bepflanzen.

       5.2.3  Auf den mit "P 3" gekennzeichneten Flächen ist im Abstand von im
                 Mittel etwa 15 m ein Spitz-Ahorn ("Acer platanoides") als Allee in 
                 3 x v-Qualität, Stammumfang mindestens 14 cm, zu pflanzen und 
                 dauerhaft zu erhalten. Ausfälle sind gleichwertig zu ersetzen. Bei 
                 Kollision mit Einrichtungen der technischen Infrastruktur (Leitungen 
                 u. ä.) sind die Pflanzstandorte entsprechend zu verschieben. Die 
                 Bodenflächen im Bereich der mit "P 3" gekennzeichneten Flächen 
                 (Alleebepflanzung) sind auf einer Breite von mindestens 4 m als 
                 extensive Wiese zu entwickeln.

       5.2.4  Auf den mit "P 5" gekennzeichneten Flächen sind auf mindestens 
                 10 %  der Fläche lockere Gehölzpflanzungen gemäß der festge-
                 setzten Vorschlagliste "Pflanzen" (siehe unter Nr. 9) in Gruppen und
                 Streifen anzulegen. Sie können ganz oder in Teilen durch maximal 
                 einmal jährliche Mahd gehölzfrei gehalten werden. Zur Führung der 
                 benachbarten Straßen erforderliche Böschungen sind zulässig, so-
                 fern sie nicht innerhalb der Verkehrsflächen untergebracht werden 
                 können. Sie sind entsprechend der Festsetzung zu begrünen. 
                 Vorhandene Aufschüttungen sind naturnah flach auszumodellieren 
                 und mit Mutterboden abzudecken. Auf die Überdeckung mit Mutter-
                 boden kann auf Teilflächen zur Schaffung von Sonderstandorten 
                 verzichtet werden.

       5.2.5  Innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen sind Böschungen, 
                 Bankette 
                 und nichtversiegelte Restflächen zu begrünen. Zur Gestaltung der 
                 Kreuzungs- und Zufahrtsbereiche sind in Abstimmung mit der ver-
                 kehrstechnischen Detailplanung auch hochstämmige, großkronige 
                 Laubbäume gemäß der festgesetzten Vorschlagliste "Pflanzen" (siehe
                 unter Nr. 9) einzeln, in Gruppen oder in Reihen zu pflanzen. 
                 Bestehende, funktionslos gewordene Versiegelung ist rückzubauen. 
                 Auf den nicht versiegelten Flächen ist Mutterboden aufzubringen. Sie
                 sind durch Einsaat oder Pflanzungen zu begrünen. Auf den mit "P8" 
                 gekennzeichneten Flächen der Verkehrsanlagen sind die bestehen-
                 den Gehölze zu erhalten.

       5.2.6  Auf den mit "P6" gekennzeichneten Flächen ist bestehende, funk-
                 tionslos gewordene Versiegelung rückzubauen und zu begrünen. 
                 Auf den entsiegelten Flächen ist Mutterboden aufzubringen. Sie sind 
                 durch Gras-/Krauteinsaat zu begrünen oder der natürlichen Suk-
                 zession zu überlassen. Teilflächen können auch ohne Mutterboden-
                 auftrag der natürlichen Sukzession überlassen werden, sofern sie 
                 nicht der Ableitung oder Versickerung von Regenwasserabflüssen 
                 der angrenzenden Verkehrswege dienen.

                 Die übrigen Flächen - dazu gehören auch nicht versiegelte Bankette 
                 etc. - sind der natürlichen Sukzession zu überlassen. Sie können in 
                 Teilbereichen, insbesondere zur Sicherstellung der für die Verkehrs-
                 sicherheit notwendigen Abstände und Sichtbeziehungen, durch Mahd
                 nach Bedarf gehölzfrei gehalten werden. 

       5.2.7  Auf der mit "P 7" gekennzeichneten Fläche sind die für die Anlage der
                 überörtlichen Straßen notwendigen Böschungen mit Gehölzen gemäß
                 der festgesetzten Vorschlagliste "Pflanzen" (siehe unter Nr. 9) flächig
                 zu begrünen. Die übrigen Flächen bleiben der natürlichen Sukzession
                 überlassen. Sie können in Teilbereichen, insbesondere zur Sicher-
                 stellung der für die Verkehrssicherheit notwendigen Abstände und
                 Sichtbeziehungen, durch Mahd nach Bedarf gehölzfrei gehalten 
                 werden.

6     Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
       (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

       Zur Belüftung von mindestens 3-seitig eng umschlossenen Kfz-Abstellbe-
       reichen mit mehr als 600 Stellplätzen sind bauliche Anlagen, die höher als 
       4 m sind, ab einer Ausdehnung von 60 x 80 m zu unterbrechen. Der Ab-
       stand der Baukörper muß mindestens das zweifache der Gebäudehöhe 
       betragen.

7     Kennzeichnungen (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

       Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet 
       sind, sind gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB entsprechend gekennzeichnet.

8     Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

       In der Planzeichnung sind Flächen nachrichtlich übernommen, auf denen
       nach § 24 Landespflegegesetz Rheinland-Pfalz bestimmte Pflanzen und 
       Tiere unmittelbar geschützt sind.

 

HINWEISE VERFAHRENSVERMERKE 9. ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEM LIEGENSCHAFTSKATASTER

Das Katasteramt Pirmasens/ Außenstelle Zweibrücken hat mit Datum vom 11.12.2003 
bescheinigt, dass die Grenzen und die Bezeichnungen der Flurstücke mit dem Nachweis
des Liegenschaftskatasters übereinstimmen.

Zweibrücken, den ......................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

10. SATZUNGSBESCHLUSS ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN:

Die Satzung über den Bebauungsplan wurde am 12.12.2003 von der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes "Entwicklungsgebiet Flugplatz Zweibrücken" beschlossen. 
Die Begründung wurde gebilligt.

Zweibrücken, den .........................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

11. AUSFERTIGUNG

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch
Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der Verbands- 
versammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 
Verfahrensvorschriften beachtet wurden. 

Zweibrücken, den ...................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

12. INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANS:

Der Satzungsbeschluss des Zweckverbandes über den Bebauungsplan, bestehend aus den 
planzeichnerischen und den textlichen Festsetzungen und beigefügter Begründung, wurde

       am 22.12.2003 in der Zeitung "Pfälzischer Merkur"
       am 22.12.2003 in der Ausgabe Zweibrücken der Zeitung "Die Rheinpfalz"
       am 22.12.2003 in der Ausgabe Pirmasens der Zeitung "Die Rheinpfalz" und
       am 22.12.2003 in der "Pirmasenser Zeitung"

ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 2 BauGB).

In der Bekanntmachung ist darauf hingewiesen worden, wo der Bebauungsplan eingesehen
werden kann. In der Bekanntmachung ist auch auf die Voraussetzungen für die Geltend- 
machung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und von Mängeln der Ab-
wägung sowie auf die Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 1 BauGB und weiter auf die Bestim-
mungen über die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen nach den 
§§ 39 ff. BauGB hingewiesen worden (§ 44 Abs. 5 BauGB).

Des weiteren ist in der Bekanntmachung auf die Regelungen des § 24 Abs. 6 Satz 2 GemO 
hingewiesen worden, wonach Verletzungen bestimmter Verfahrens- oder Formvorschriften 
unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der öffentlichen Bekannt-
machung der Satzung schriftlich gegenüber dem Zweckverband geltend gemacht werden. 

Mit dem Inkrafttreten ersetzt dieser Plan den Bebauungsplan "Designer Outlet Zweibrücken 
(DOZ) / Freizeit- und Erlebnisbereich" in dem entsprechenden Teilbereich. 

Zweibrücken, den .....................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS:

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Entwicklungsgebiet Flugplatz Zweibrücken hat
in ihrer Sitzung am 11.12.2002 die Änderung des Bebauungsplans "Designer Outlet Zweibrücken 
(DOZ) / Freizeit- und Erlebnisbereich" beschlossen.

Zweibrücken, den ......................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

2. ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG DES
    AUFSTELLUNGSBESCHLUSSES:

Die ortsübliche Bekanntmachung des Änderungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB erfolgte

       am 27.12.2002 in der Zeitung "Pfälzischer Merkur"
       am 27.12.2002 in der Ausgabe Zweibrücken der Zeitung "Die Rheinpfalz"
       am 27.12.2002 in der Ausgabe Pirmasens der Zeitung "Die Rheinpfalz" und
       am 27.12.2002 in der "Pirmasenser Zeitung"

Zweibrücken, den .......................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

3. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BÜRGER:

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch eine öffentliche 
Auslegung des Vorentwurfs des Bebauungsplans vom 
22.04.2003 bis zum 23.05.2003.

Zweibrücken, den ......................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

4. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER TRÄGER ÖFFENTLICHER
    BELANGE

Die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB ein-
schließlich der benachbarten Gemeinden i.S.d. § 2 Abs. 2 BauGB sowie sonstiger Stellen er-
folgte durch eine formelle Beteiligung vom 18.04.2003 bis zum 23.05.2003. Weitere Gemeinden 
wurden zusätzlich in der Zeit vom 04.07.2003 bis 31.07.2003 beteiligt. 
Am 17.07.2003 fand hierzu ein Erörterungstermin statt.

Zweibrücken, den ........................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

5. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG DES PLANENTWURFES

Die Verbandsversammlung des Zweckverbands "Entwicklungsgebiet Flugplatz Zweibrücken" hat 
in ihrer Sitzung am 19.09.2003 den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung beschlossen 
und zur Auslegung bestimmt.

Der Beschluss über die Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes wurde

    am 25.09.2003 in der Zeitung "Pfälzischer Merkur"
    am 25.09.2003 in der Ausgabe Zweibrücken der Zeitung "Die Rheinpfalz"
    am 25.09.2003 in der Ausgabe Pirmasens der Zeitung " Die Rheinpfalz" und
    am 25.09.2003 in der "Pirmasenser Zeitung"

ortsüblich bekannt gemacht. Die Träger öffentlicher Belange und die Nachbargemeinden
wurden mit Schreiben vom 17.09.2003 über die öffentliche Auslegung informiert.

Der Entwurf des Bebauungsplans, nebst Begründung und Anlagen, lag in der Zeit vom 
06.10.2003 bis 05.11.2003 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB während der Dienststunden 
öffentlich aus.

Zweibrücken, den .......................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré. Verbandsvorsteher

6. BETEILIGUNG DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE:

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB einschließlich der 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB sowie sonstiger Stellen 
erfolgte vom 06.10.2003 bis 05.11.2003.

Zweibrücken, den ........................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

7.   BETEILIGUNG DER GEMEINDEN, FÜR DEREN GEBIET DER
      BEBAUUNGSPLAN AUFGESTELLT WIRD

Die Stadt Zweibrücken und die Ortsgemeinde Contwig wurden als Gemeinden, für deren Gebiet
der Bebauungsplan aufgestellt wird, gemäß § 205 Abs. 7 BauGB beteiligt. Sie hatten im Zeitraum
vom 18.09.2003 bis 05.11.2003 Gelegenheit zur Stellungnahme.

Zweibrücken, den .........................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

8.  PRÜFUNG DER VORGEBRACHTEN ANREGUNGEN SOWIE DER 
     STELLUNGNAHMEN DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE, 
     SONSTIGER STELLEN, DER NACHBARGEMEINDEN UND DER 
     GEMEINDEN, FÜR DIE DER BEBAUUNGSPLAN AUFGESTELLT
     WIRD:

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes "Entwicklungsgebiet Flugplatz Zweibrücken"
hat die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der  Träger öffentlicher Belange, 
der sonstigen Stellen, der Nachbargemeinden, sowie der Gemeinden, für die der Bebauungs-
plan aufgestellt wird, am 12.12.2003 geprüft.
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Zweibrücken, den .........................

(Siegelabdruck)
Hans-Jörg Duppré, Verbandsvorsteher

PRÄAMBEL
Aufgrund des § 24 Gemeindeordnung (GemO) Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994  
(GVBI. S. 153), zuletzt geändert am 30.11.2000 (GVBI. S. 504), und § 7 des 
Zweckverbandsgesetzes (ZwVG) vom 22.12.1982 (GVBl. S. 476) in Verbindung 
mit §§ 2 und 9 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. 08.1997 (BGBl. I S. 2141, ber. 1998 I S. 137), zuletzt geän-
dert am 23.07.2002 (BGBI. I S. 2850), und der Verordnung über die bauliche 
Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und
Bereitstellung von Wohnbauland vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466), sowie der 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) in der Fassung vom 
18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), hat der Zweckverband Entwicklungsgebiet 
Flugplatz Zweibrücken diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen. 

Die Begründung zum Bebauungsplan wurde gebilligt.

 
TEXTFESTSETZUNGEN

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß Baugesetzbuch (BauGB) und 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)

1    Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 BauNVO)
       
1.1  Sondergebiet "Designer Outlet Zweibrücken (DOZ)/Freizeit- und
       Erlebnisbereich, Teil FOC (A)"

       Das Sondergebiet dient der Unterbringung eines Fabrik-Verkaufs-Zentrums
       für Markenartikel (Factory-Outlet-Center), und von Freizeiteinrichtungen. 
       Es dient auch der Unterbringung von sonstigen Anlagen im Sinne der Ziffern
       1.2 und 1.3. 

1.2  Zulässig sind:
       
       1.  Ein Fabrik-Verkaufs-Zentrum für Markenartikel (Factory-Outlet-Center) 
            mit großflächigen und nicht-großflächigen Einzelhandelsbetrieben bis zu 
            einer Gesamtverkaufsfläche aller Einzelhandelsbetriebe von 21.000 m² 
            und mit einer höchstzulässigen durchschnittlichen Größe einzelner Ein-
            zelhandelsbetriebe von 350 m² Verkaufsfläche sowie einer höchstzu-
            lässigen Größe der Verkaufsfläche je Einzelhandelsbetrieb von 1.500 m²,

            -  in denen ausschließlich  Waren aus Teilen des Markenartikel-Sorti-
               ments eines Herstellers unterhalb der üblichen Preise für diese Waren
               im Facheinzelhandel verkauft werden, die mindestens eine der folgen-
               den Besonderheiten aufweisen:

               -- Waren zweiter Wahl (Waren mit kleinen Fehlern);
               -- Auslaufmodelle (Produkte, die nicht länger produziert werden oder 
                  deren Produktion ausläuft);
               -- Modelle vergangener Saisons (Waren, die nicht mehr der aktuellen 
                  Kollektion des Herstellers entsprechen);
               -- Restposten (Waren, die vom Einzelhandel zurückgegeben, an diesen
                  nicht ausgeliefert oder von diesem nicht abgenommen wurden);
               -- Waren für Markttestzwecke (Waren, die noch keiner an den Einzel-
                  handel ausgelieferten Kollektion entsprechen und dazu dienen, hin-
                  sichtlich ihrer Akzeptanz getestet zu werden);
               -- Überhangproduktion (Waren, die aufgrund einer Fehleinschätzung
                  der Marktentwicklung produziert wurden);

            -  für ausschließlich folgende Sortimente:
               -- Damen-, Herren-, Kinder-, Säuglings- und Sportbekleidung, 
                  Bekleidungszubehör, 
               -- Schuhe,
               -- Lederwaren,
               -- Haus- und Heimtextilien,
               -- keramische Erzeugnisse, Glaswaren,
               -- elektrische Haushaltsgeräte,
               -- Uhren, Schmuck,
               -- Wein, Sekt, Spirituosen, Gourmet-Lebensmittel,
               -- kosmetische Erzeugnisse, Körperpflegemittel.

      2.  Anlagen für sportliche Zwecke

      3.  Betriebe des Beherbergungsgewerbes

      4.  Büro- und Verwaltungsgebäude

      5.  Schank- und Speisewirtschaften

      6.  Gebäude und Räume für freie Berufe

      7.  Vergnügungsstätten

1.3  Ausnahmsweise können zugelassen werden:
       
       1.  Andere Waren als die in Ziffer 1.2 unter Nr. 1 und 2 genannten, soweit 
            diese im Einzelfall keine weitergehenden Auswirkungen i. S. des § 11
            Abs. 3 BauNVO und der Raumordnung und Landesplanung als die in 
            Ziffer 1.2, Nummern 1 und 2 genannten Nutzungen haben

       2.  Sonstige Gewerbebetriebe
       
       3.  Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
            Betriebsinhaber und Betriebsleiter

       4.  Tankstellen.
            
1.4  Verkaufsfläche i. S. dieser Festsetzungen ist die gesamte, dem Kunden
       zugängliche Fläche des Einzelhandelsbetriebes einschließlich Flure, 
       Treppen, Kassenzonen, Ausstellungsflächen (einschließlich Schaufenster)
       mit Ausnahme der Sozialräume (Toiletten u. ä.).

1.5  Sortiment i. S. dieser Festsetzungen ist die Gesamtheit aller hergestellten
       oder zugekauften Waren, die ein Hersteller unter seinem eigenen Namen 
       oder seinen Markennamen allgemein anbietet.
      
       - die selbst oder
       - deren für die Abgabe an den Verbraucher bestimmte Umhüllung oder 
         Ausstattung oder
       - deren Behältnisse, aus denen sie verkauft werden,

       mit einem ihre Herkunft kennzeichnenden Merkmal (Firmen-, Wort- oder 
       Bildzeichen) versehen sind.

2.    Maß der baulichen Nutzung 
       (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

2.1  Grundfläche (§ 16 BauNVO) 

       Für das Sondergebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 fest-
       gesetzt.

9     Vorschlagliste Pflanzen

       Arten für Gehölzpflanzungen

       Bäume
           Acer campestre                     
           Acer platanoides                   
           Acer pseudoplatanus             
           Aesculus hippocastanum       
           Carpinus betulus                  
           Fagus sylvatica                     
           Prunus avium                        
           Quercus robur                       
           Sorbus aucuparia                  
           Sorbus domestica                
           Tilia cordata                          
           Tilia platyphyllos                    
       sowie hochstämmige Obstbaumsorten in regionaltypischen Sorten.

       Sträucher
            Acer campestre                    
            Cornus mas                          
            Corylus avellana                   
            Euonymus europaeus           
            Prunus spinosa                     
            Rosa canina                         
            Sambucus nigra                   
            Sorbus aucuparia                
            Sorbus domestica               
            Ulmus minor                        
            Viburnum opulus                  
            Lonicera xylosteum              
            Ligustrum vulgare                 
            Salix caprea                         
            Crataegus monogyna           
            Cornus sanguinea                  

Feld-Ahorn
Spitz-Ahorn
Berg-Ahorn
Roß-Kastanie
Hainbuche
Rot-Buche
Vogel-Kirsche
Stil-Eiche
Eberesche
Speierling
Winter-Linde
Sommer-Linde

Feld-Ahorn
Kornel-Kirsche
Hasel
Pfaffenhütchen
Schlehe
Hunds-Rose
Schwarzer Holunder
Eberesche
Speierling
Feld-Ulme
Gemeiner Schneeball
Hecken-Kirsche
Liguster
Sal-Weide
Weiß-Dorn
Roter Hartriegel          

Aufgrund der ehemaligen militärischen Nutzung muss verschiedentlich mit Be-
lastungen gerechnet werden. Eine Erhebung verdächtiger und umweltrelevanter
Flächen wurde im Auftrag der Umweltbehörden des Landes Rheinland-Pfalz 
durchgeführt. Die Ergebnisse liegen als Verdachtsflächenkataster bei den 
zuständigen Behörden vor.

Bei Baumaßnahmen auf diesen Flächen sind die Struktur- und Genehmigungs-
direktion Süd Neustadt, Untere Wasserbehörde Landkreis Pirmasens, Untere 
Wasserbehörde Stadt Zweibrücken sowie Fachbehörden (Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Kaiserslautern und LfUG - 
Landesamt für Umweltschutz und Gewerbeaufsicht, Mainz) frühzeitig zu 
informieren.

Der Eingriff in den Boden ist durch einen Fachgutachter zu überwachen, zu 
bewerten und zu dokumentieren. Hinweise auf Schadstoffbelastungen sind 
unverzüglich der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Kaiserslautern mitzuteilen.

Anfallende Aushubmassen sind geregelt zu entsorgen bzw. einer Wiederver-
wertung zuzuführen.

Den Behörden ist eine Abnahme der Bauarbeiten zu ermöglichen.

Auf die einschlägigen Unfallverhütungs- und Arbeitsschutzmaßnahmen bei 
Arbeiten auf kontaminationsverdächtigen und kontaminierten Flächen wird 
hingewiesen. Das Abrissmaterial zurückgebauter Gebäude oder Straßen ist 
ordnungsgemäß zu entsorgen.

Im Übrigen sind die Standardauflagen der Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz 
zur Bebauung belasteter Böden zu beachten.

Im Plangebiet verläuft eine stillgelegte Pipeline. Diese ist bei Erdaushubarbeiten 
zu entfernen. Die Baustoffe sind ordnungsgemäß zu entsorgen.
Bei Arbeiten im Bereich der Leitungen, insbesondere bei deren Freilegung, sind 
die einschlägigen technischen Vorschriften zu beachten. Zuständig für die 
Pipeline ist die Fernleitungs-Betriebsgesellschaft mbH-Überwachungsstelle, 
Tanklager Zweibrücken, Kirschbacher Mühle, D-66482 Zweibrücken.

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentliche Verkehrsflächen 
angrenzenden Grundstücken unterirdische Stützbauwerke entlang den Grund-
stücksgrenzen zu dulden.

Mindestens 9 Monate vor Beginn der Erschließungsarbeiten ist die Deutsche 
Telekom AG, Niederlassung Südwest zu benachrichtigen.

Das im Gebiet anfallende Dachwasser soll soweit als möglich gesammelt und 
einer Wiederverwendung als Brauchwasser zugeführt werden. Nicht nutzbares 
Niederschlagswasser ist getrennt zu fassen und über die vorhandenen Gräben 
den Regenrückhaltebecken zuzuleiten.

Bei Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und Hecken sind die erforderlichen 
Abstände zu Kabeltrassen und Leitungen zu berücksichtigen.
Bei der örtlichen Festlegung aller Gehölzstandorte im Straßenraum ist die 
Bezirks-
stelle Zweibrücken der Pfalzwerke einvernehmlich zu beteiligen.
Sofern Bäume nur unter Einhaltung von weniger als 2,0 m und tiefwurzelnde 
Sträucher nur mit einem Abstand von 1 m zu den Kabeln angepflanzt werden 
können, sind besondere Vorkehrungen zum Schutz der Leitungen zu treffen.

Beiderseits der in der Planzeichnung eingetragenen 20 kV-Freileitung besteht 
ein 10 m breiter Leitungsschutzstreifen. In diesem Bereich dürfen keine Bäume 
gepflanzt werden.

Beiderseits der in der Planzeichnung eingetragenen Gasfernleitungen besteht 
jeweils ein 5 m breiter Leitungsschutzstreifen. In diesem Bereich sind die 
Errichtung von Gebäuden und Mauern über bzw. unmittelbar neben den Lei-
tungen, die Einleitung aggressiver Abwässer und sonstige Einwirkungen, die 
den Bestand oder den Betrieb der Leitung gefährden können, nicht zulässig. 
Baumaßnahmen und bauvorbereitende Maßnahmen im Leitungsbereich müssen
mit der PLEdoc GmbH, Kallenbergstr. 5, 45141 Essen abgestimmt werden.

Die nach §§ 44 bzw. 46 Nachbarrechtsgesetz erforderlichen Grenzabstände 
bei Anpflanzungen sind einzuhalten.

Zum Schutz der autobahneigenen Streckenkabel ist der Beginn von Bauarbeiten
in unmittelbarer Nähe der BAB 8 mindestens eine Woche vorher der Fernmelde-
gruppe Wattenheim (Tel. 06356/9 63 70) anzuzeigen.

Die Errichtung von Werbeanlagen aller Art bedarf bei Landesstraßen in einem
Abstand von bis zu 40 m (gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahr-
bahn) der Zustimmung der Straßenbaubehörde. In einem Abstand von 20 m von
der L 480 und 10 m von der L 700 dürfen Hochbauten und Werbeanlagen nicht 
errichtet werden. Im übrigen bleibt die Geltung der §§ 22 bis 24 LStrG unberührt.

Zum Schutz der Funktionsfähigkeit der Navigationsanlage NDB/DVOR der 
Deutschen Flugsicherung sind gem. § 12 LuftVG die Bauantragsunterlagen bei 
der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Kaiserleistr. 29-35, 63067 
Offenbach/M. vorzulegen, um zu prüfen, ob durch das Bauvorhaben eine 
Beeinflussung der Abstrahlung dieser Anlage zu erwarten ist.

Vorhaben im Bauschutzbereich von Flugplätzen gem. § 12 Abs. 2 und 3 LuftVG
bedürfen der Zustimmung der Landesluftfahrtbehörde. Diese Zustimmung ergeht 
aufgrund einer gutachterlichen Stellungnahme der Deutschen Flugsicherung 
sowie der wehrbereichsverwaltung West. Die Zustimmung kann unter Auflagen 
und Bedingungen erteilt werden. 

Der Beginn von Erdarbeiten ist der Denkmalfachbehörde rechtzeitig anzuzeigen. 
Funde im Sinne des § 16 DSchPflG sind unverzüglich der Denkmalfachbehörde 
anzuzeigen, zusammen mit der Fundstelle bis zum Ablauf einer Woche nach 
Erstattung der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und, soweit 
zumutbar, in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu 
schützen. Im übrigen bleiben die Bestimmungen der §§ 16ff DSchPflG unberührt.

Vor Beginn der Hochbauarbeiten sind Baugrunduntersuchungen durchzuführen. 
Die Bestimmungen der DIN 1054 sind einzuhalten.
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2. Maß der baulichen Nutzung
    (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)
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      (§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 BauGB)

Anpflanzen von Bäumen 

Anpflanzen von Sträuchern 

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von 
Gewässern
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Erhaltung von Sträuchern 
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15. Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im 
Sinne des Naturschutzrechts (§ 9 Abs.6 BauBG)

Schutzgebiete und Schutzobjekte:
Biotopschutz, nach § 24 LPflG Rheinland-Pfalz geschützte 
Fläche 

Hauptversorgungsleitungen 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

oberirdisch

unterirdisch

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans 
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